
Die Telekom will von 83 Call-

Centern im Kundenservice nur

noch 24 fortführen. 8.000 Be-

schäftigte sollen von der Schlie-

ßung von 59 Call-Centern be-

troffen sein. Viele von ihnen

werden nicht in der Lage sein,

das Angebot einer Weiterbe-

schäftigung am neuen Standort

anzunehmen, insbesondere

wenn sie Teilzeitbeschäftigte

sind oder eine ortsgebundene

Familie haben.

Was die Manager unter „Opti-

mierung“ der Telekom verste-

hen, richtet sich massiv gegen

die Beschäftigten. Die Telekom

will Beschäftigte lediglich als

disponible Kostenfaktoren be-

trachten. Sie berücksichtigt da-

bei weder Leistung und Nutzen

der Beschäftigten für das Un-

ternehmen, noch stellt sie sich

ihrer gesellschaftlichen Verant-

wortung auf Erhalt und Schaf-

fung von Arbeitsplätzen in der

Fläche. Niemand – auch nicht

ver.di und die Betriebsräte –

wehrt sich gegen notwendige

Veränderungen. Beispielsweise

Call-Center auf technisch ho-

hem Standard zu halten, um

optimale und gute Arbeits-

plätze zu erreichen, das ist

auch für die Interessenvertre-

tungen der Beschäftigten ein

Muss. Wenn Produktivitätsstei-

gerungen auch den Beschäftig-

ten zugute kommen und sich

nicht nur in höheren Dividen-

den niederschlagen, dann gibt

es auch von ver.di ein klares Ja

zu Modernisierungen. Aber ein

sozialer und struktureller Kahl-

schlag, wie er die Schließung

der Call-Center-Standorte be-

deuten würde, das ist mit ver.di

nicht zu machen.
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Call-Center

Schließungspläne
müssen vom Tisch!
„Modernisierung und Konsolidierung der Call-
Center“, so lautet die offizielle Bezeichnung der
Telekom für ein Konzept, das sich bei näherem
Hinsehen als Konzept eines strukturellen und
sozialen Kahlschlages erweist.

Solidarität erklärt
Die Kolleginnen des ver.di-Bundesfrauenrates haben ihre

Solidarität mit den von Call-Center-Schließungen betroffenen

Beschäftigten der Telekom erklärt. 60 Prozent der Call-Center-

Beschäftigten sind Frauen, davon überwiegend Teilzeitkräfte.

Die „Solidaritätserklärung Telekom“ kann im Internet nachgele-

sen werden unter: http://www.tk-it.verdi.de.

Auch die Mitglieder des ver.di-Gewerkschaftsrates, dem

höchsten Organ zwischen den Bundeskongressen, haben sich

solidarisch mit den Beschäftigten der Call-Center erklärt. Alle

Verantworlichen der Telekom sind aufgefordert den Kurs der

Standortschließungen zu verlassen. ver.di fordert von den politi-

schen Parteien, auf den Erhalt der Standorte hinzuwirken.
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Berlin: BeG Sen. Mitgliedergruppe Rei-

nickendorf/Wedding, FB 10/9/1: Jubilareh-

rung: 26. Nov., 16:30 Uhr, Vereinsheim BFC-

Alemania 90-Wacker, Wackerweg 26. 6. Dez.:

Weihnachtsfahrt u. Feier auf Burg Belzig.

Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1.

Die. im Mon., 16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.

Eschwege: BeG Sen. P/T Werra-Meiß-

ner, Infoveranst. mit Adventskaffee am 4.

Dez. um 14 Uhr, Niddawitzhausen, Gast-

stätte Rost, An der B 27.

Idar-Oberstein: Sprechst. der BeG

Sen. FB 9/10 am 1. Mo. im Mon., 14 bis 16

Uhr, DGB-Haus, Wilhelmstr. 25. Anmeld.

Alfred Weis, Tel. 06785-17 444.

Köln: BeG Sen. FB 9/10, Mitgliedervers.

am 27, Nov., Stadthalle Köln Mülheim,

Einlass 13 Uhr.

Lübeck: BeG der DT TS/KS GmbH Nord,

FB 9, Bereich Lübeck. Treff jed. 1. Mi. im

Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31,

Raum V153.

Neuss: BeG Sen. Sprechst. in der ver.di-

Geschäftsst., Hammer Landstr. 5, Mo. 3.

Nov.,10 bis 12 Uhr.

Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwa-

bach/Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do.

im Mon., 14.30 Uhr, Gaststätte „Zur Wald-

schänke“, Frankenstr. 199.

Oldenburg: Sen. OV FB 9/10: Vers.

am 18. Nov., 15 Uhr, Kantine der Bundes-

wehrfachschule, Ulmenstr. 10. Thema:

Verb. der soz. Verhältn. für Sen., Gast:

MdB, Gesine Multhaupt (SPD), Anmeld.

unter Tel.: 0441-61226, Heiko Babiel.

Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst.

Mittw., 11 bis 12 Uhr, ver.di-Geschäftsst.,

Offenburg, Hauptstr. 1c, Tel. 0781/917114.

Ulm Neu-Ulm: BeG VE Ulm Neu-

Ulm P/T, Monatstreff am 6. Nov., 14.30

Uhr, „Krone“.

Wiesbaden: Mitgliedervers. Bezirks-

FB 9, am 12. Nov., 16 Uhr, Konrad-

Adenauer Ring 33, Raum 346, Themen

u.a.: Auflösung der BeG T-Com Wiesbaden

und Neugründung der BeG Telekom

Wiesbaden. Anmeld. bis 5. Nov. bei

otto.seckler@telekom.de oder

sandra.schmitt@telekom.de

Redaktionsschluss nächstes
Heft: 22. Oktober 2008!

Das Betreuungswerk ist eine gemeinnüt-
zige Stiftung mit einem sozialen Auftrag.
Es hilft in Not geratenen Kolleginnen
und Kollegen der Unternehmen Post,
Postbank und Telekom: schnell, unbüro-
kratisch und effektiv!
Schlimme Unfälle und Krankheiten können

jeden treffen. Die Stiftung hilft mit Bera-

tung und Geldzuwendungen. Besondere

Sorge gilt dabei den mittlerweile über

9.000 (Halb-)Waisen und in Not geratenen

Kindern, die derzeit vom Betreuungswerk

unterstützt werden. Sie erhalten das, was

sie dringend brauchen: Unterstützung, um

ihren Weg in die Zukunft gehen zu kön-

nen. Auch bedürftige Jugendliche aus ein-

kommensschwachen Familien werden un-

terstützt, z.B. mit Zuschüssen zur

Berufsausbildung oder zum Studium.

Im Alter häufen sich Krankheit und Immo-

bilität. Die Folgen davon sind oft Einsam-

keit und das Gefühl, im Stich gelassen zu

werden. Hier wird über ehrenamtliche Se-

niorenbeiräte wertvolle Hilfe angeboten.

Helfen hat beim Betreuungswerk eine

lange Geschichte: Die gemeinnützige Stif-

tung besteht seit 1892. Sie hat ihren Sitz in

Stuttgart und gliedert sich in eine Zentrale

und acht Regionalstellen. Unterstützt wird

sie von rund 6.000 ehrenamtlichen Mitar-

beitern, ohne deren unermüdlichen Einsatz

die Arbeit des Betreuungswerks nicht vor-

stellbar wäre.

Täglich erreichen die Stiftung erschüt-

ternde Fälle, wo dringend Hilfe notwendig

ist. Deshalb ist das Betreuungswerk auch

künftig auf Spenden angewiesen. Jeder

kann helfen und mit seiner Spende an das

Betreuungswerk die Not von Kolleginnen

und Kollegen lindern.

Wer wissen möchte, in welchen Fällen, das

BeW helfen kann, oder Kolleginnen und

Kollegen unterstützen möchte, der kann

sich hier informieren: Auf der Homepage

unter http://www.betreuungswerk.de
oder per Telefon unter der kostenfreien

Servicenummer 0800/1014060.

Betreuungswerk Post Postbank Telekom

Maybachstraße 54-56, 70469 Stuttgart

Telefon: 0711 1356 - 3605

Telefax: 0711 1356 - 3699

Spendenkonto: 1190 703

Bankleitzahl: 600 100 70

Postbank Stuttgart

Ehrenamtlich tätige Frauen werden
von ver.di gefördert: Das im Juni ge-
startete zweite Mentoring-Projekt des
ver.di-Bundesfrauenrates wird zusam-
men mit den Bundesfachbereichen für
Kolleginnen im ehrenamtlichen Bereich
umgesetzt.
Der Fachbereich TK/IT/DV beteiligt sich mit

zwei Tandems am Mentoring-Projekt: Su-

san Hohmann und Monika Krapalies als

Mentees (Betreute) und Ursula Leuschner

und Christiane Pachulski als Mentorinnen

(Förderinnen).

Die Teilnahme an diesem innovativen Pro-

jekt des ver.di-Bundesfrauenrates ist ein

Schritt hin zu aktiver Gestaltung, Qualifika-

tion sowie Netzwerkarbeit und hilft ver.di

bei der Nachwuchsgewinnung. Von beson-

derer Bedeutung ist deshalb die Teilnahme

von Mentees, die auf dem Weg von der

Auszubildendenvertretung hin in die Er-

wachsenen-Gremienarbeit bei ver.di sind.

Ursula Leuschner

Weitere Informationen über

Aktivitäten des ver.di-Bereichs Frauen und

Gleichstellung gibt es im Internet unter:

http://www.frauen.verdi.de
Das Mentoring-Projekt im Netz:

https://frauen.verdi.de/themen/
mentoringprojekt

Termine

Mentoring-Projekt

Zwei Tandems gestartet

Betreuungswerk

Spenden helfen Menschen in Not
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Glaubwürdig ist das nicht: Mit „Con-
nected work and life“ beschreibt die
Telekom-Spitze einen Entwicklungs-
trend in Wirtschaft und Gesellschaft,
von dem sie partizipieren möchte. Im-
mer mehr passiert im Netz unabhängig
von räumlicher Bindung der Akteure –
dafür will die Telekom Produkte zur
Verfügung stellen.

Gleichzeitig sollen in 39 Städten die Call-

Center geschlossen werden mit verheeren-

den Auswirkungen für die Beschäftigten.

Verteilte Call-Center-Standorte scheint das

Management der Telekom nicht steuern zu

können; aber anstatt Manager auf Fortbil-

dung zu schicken, sollen Beschäftigte um-

ziehen – ein Skandal. Geht es im Grunde

um etwas anderes? Die Vermutung liegt

nahe, dass die Telekom über die Verlage-

rung der Call-Center Beschäftigte loswer-

den will, denn sie weiß, dass sie sich die Ar-

beit an einem anderen Arbeitsort gar nicht

mehr leisten können. ver.di, aber auch Poli-

tiker verurteilen die Kahlschlag-Pläne. Es

formiert sich Widerstand. Die Unterneh-

mensspitze gerät unter Druck und muss

noch mehr unter Druck geraten. Beschäf-

tigte machen sich nicht krumm und schlie-

ßen Kompromisse bei den Konditionen, da-

mit man ihnen dann die Arbeitsplätze

verlagert. Gemeinden brauchen eine Tele-

kom mit Strukturverantwortung für Netze

und für Arbeitsplätze. Weder Beschäftigten

noch Regionen nutzt eine Telekom, die So-

zial- und Strukturverantwortung über Bord

wirft, um den Anteilseignern zu gefallen.

Spätestens wenn die Kunden weglaufen,

kommen die Anteilseigner auf den harten

Boden der Realität zurück.

Lothar Schröder

Im Jahr 2014 hat die Telekom nur noch
ein Drittel der Kunden von 1994. Wie
es dazu kommen konnte, fragt sich nie-
mand mehr, denn jeder konnte den Un-
tergang in den Medien mitverfolgen.

1994 feierte das Bundesministerium für Post

und Telekommunikation die Postreform II

und Gründung der Unternehmen Post, Tele-

kom und Postbank als das zentrale Ereignis

des Jahres, ja als eine der größten Reformen

der deutschen Wirtschaftsgeschichte. Nur

20 Jahre später ist eins der drei Vorzeigeun-

ternehmen fast am Ende. Die Telekom hat

als abschreckendes Beispiel allen anderen

Unternehmen vorgeführt, wie man es nicht

machen sollte: Sie hat durch ihre ständigen

Umstrukturierungen die Kunden und das

eigene Personal systematisch vergrault. Sie

wollte nicht einsehen, dass Kunden keine

maschinellen Ansagen, sondern Menschen

vor Ort wollen, die ihnen mit gutem Rat

zur Seite stehen und Zeit haben, um flexi-

bel auf ihre Wünsche einzugehen.

Von solch grundlegenden Qualitäten eines

Dienstleistungsunternehmens aber hatte

sich die Telekom immer mehr verabschie-

det. Sie distanzierte sich von ihren Kunden

durch Personalabbau, Schließung von Call-

Centern, Einsparungen beim Kundenser-

vice und durch die Verabschiedung aus der

Infrastrukturverantwortung für Netze und

Arbeitsplätze. Das alles in Summe mochten

die Kunden nicht – sie hatten ja jetzt die

Wahl; der Wettbewerb machte es möglich.

Kunden empörten sich über ein Manage-

ment, das sich fast nur Finanzkennzahlen

verpflichtet sah und nicht verstand, dass

sich ein Unternehmen seinen Platz in den

Werten der Gesellschaft verdienen muss.

Es ging der Telekom wie einst Shell mit der

Absicht die Brent Spar zu versenken. Empö-

rung löste Boykott aus mit üblen Folgen für

die Telekom. Immer mehr Menschen kehr-

ten ihr den Rücken zu, weil das Unterneh-

men für sie auch sozial nicht mehr vertret-

bar war. Die Konkurrenten konnten sich die

Hände reiben. Marion Lühring

Vernetztes Leben und Arbeiten?

Telekom AG

Kaputt gewirtschaftet – eine schlimme Vision
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Am Sonntag, dem 17.
August, mussten die
Beschäftigten der DTKS
GmbH, Betriebsräte
und auch ver.di, aus
den Medien entneh-
men, zwei Drittel aller
Standorte werden
geschlossen. Politiker
waren vorab informiert
worden, Beschäftigte,
ver.di und die Betriebs-
räte nicht.

ver.di und der Gesamtbetriebs-

rat (GBR) haben schon am

nächsten Tag beim Konzernvor-

stand Detailinformationen ge-

fordert und verlangt die Pläne

vom Tisch zu nehmen.

ver.di befürchtet, dass die Tele-

kom die Umorganisationsmaß-

nahme zum Personalabbau nut-

zen will. Über gewaltige

Fahrzeiten zu den Arbeitsplät-

zen an anderen Standorten sol-

len Beschäftigte zur „kalten

Kündigung“ gezwungen wer-

den. Das ist unsozial und unver-

antwortlich.

Viele der Beschäftigten, die von

den jetzigen Plänen betroffen

sind, waren bereits häufig „Op-

fer“ von fragwürdigen Umorga-

nisationen. Im Jahr 2004 gab es

noch fast 130 Call-Center! Wie

sollen die Menschen behandelt

werden, die schon mehrfach

von den Folgen der offenbar

nie erfolgreichen Umorganisa-

tionen betroffen waren? Auch

hierzu gibt die Telekom keine

Antwort.

Die Telekom beteuert dagegen,

dass keine Arbeitsplätze weg-

fallen werden, dass angeblich

kein Rationalisierungseffekt

entsteht, dass jedem Betroffe-

nen ein gleichwertiger Arbeits-

platz angeboten wird und neue

moderne Arbeitsplätze geschaf-

fen werden. Sie behauptet,

dass keine unzumutbaren We-

gezeiten entstehen und ver-

spricht alle Tarifverträge und

Schutzregelungen einzuhalten.

Es soll keine Kündigung, keinen

Verkauf und keine Verlagerung

ins Ausland erfolgen. Für trös-

tende Worthülsen halten die

Betroffenen darartige Beteue-

rungen. Sie verlangen die Pläne

aufzugeben.

Skandalöse
Informationspolitik

Die Telekom hat die Betriebs-

räte zwischenzeitlich auf der

Grundlage der Regelungen des

Betriebsverfassungsgesetzes

über ihre Pläne informiert.

Auch hier geht sie nach dem

Motto vor: „friss oder stirb“. So

stellte der Arbeitgeber einseitig

fest, dass der im Gesetz vorge-

schriebene Informationsprozess

abgeschlossen sei und nun die

Verhandlungen zu einem Inte-

ressenausgleich und Sozialplan

zu erfolgen haben. Der Kon-

zern will das Konzept bis Ende

2009, spätestens bis Anfang

2010, umsetzen.

Der zuständige Gesamtbe-

triebsrat und alle örtlich zustän-

digen Gremien, haben das Ma-

nagement aufgefordert, diese

Pläne sofort zurückzunehmen

und gemeinsam mit ver.di und

den Betriebsräten neue Kon-

zepte zu entwickeln. Hierzu

gibt es aber offenkundig keine

Bereitschaft.

Politische
Initiative

Politiker aller im Parlament ver-

tretenen Parteien haben sich

gegen diese Kahlschlagpolitik

zu Lasten von Beschäftigten

und Arbeitsplätzen in vielen Re-

gionen ausgesprochen.

Große Resonanz fand eine Ini-

tiative des Bremer Senatspräsi-

denten Jens Böhrnsen und

ver.di. Gemeinsam wurden die

(Ober)Bürgermeister aller vom

Wegfall eines Standortes be-

troffenen Gemeinden aufgefor-

dert, sich der ver.di-Forderung

nach einem sofortigen Stopp

des Konzeptes anzuschließen.

Viele Abgeordnete aus Landes-

parlamenten und dem Bundes-

tag haben sich mit Schreiben

an den Vorstandsvorsitzenden

René Obermann gewandt und

gefordert: Das Konzept muss

vom Tisch!

Am 9./10. September tagte der

ver.di-Bundesfachbereichsvor-

stand TK/IT/DV in Kassel. An

dieser Sitzung nahmen der Vor-

standsvorsitzende des Telekom-

konzerns, René Obermann, und

der Konzernarbeitsdirektor,

Thomas Sattelberger, teil. ver.di

versuchte die Telekomführung

zur Rücknahme ihre Pläne zu

bewegen. Ignorant: Die Kon-

zernführung zeigte keine Be-

reitschaft von dem Vorhaben

abzulassen. Es erfolgten nur

stereotype Ausführungen zur

Standortschließung und

„Sprechblasen“ zur Bereitschaft

„soziale Regelungen zur Milde-

rung der Probleme für die Be-

schäftigten“ zu schaffen.

Bundesweite
Proteste

In den vergangenen Wochen

kam es bundesweit zu Protes-

ten, Kundgebungen und De-

monstrationen durch Beschäf-

tigte, beispielsweise am Rande

Call-Center

Schließungspläne müssen vom Tisch!

Links: Michael Sommer (li.), DGB-Chef u. Aufsichtsratsmitglied, und Lothar Schröder, ver.di-Bundesvorstand
u. stellv. Aufsichtsratsvorsitzender, in Berlin: Problem der Telekom sei das Management, es sorge ständig
für negative Schlagzeilen: Ausgliederung, Bespitzelung und jetzt Standortschließungen. Foto: ver.di. //
Rechts: Protest in Kassel: Telekomchef Obermann (Pfeil) zeigt den Beschäftigten die kalte Schulter. Foto:
Wolfgang Kraft. //
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der Sitzung des Telekom-Auf-

sichtsrates in Berlin. Auch in

Kassel fanden sich zur Tagung

des ver.di-Bundesfachbereichs-

vorstandes TK/IT/DV Hunderte

von betroffenen Call-Center-Be-

schäftigten zum Protest ein.

Unterstützung bekamen sie

durch Beschäftigte aus Betrie-

ben der Netzproduktion, deren

Arbeitsplätze die Telekom in die

T-Servicegesellschaft verlagern

will. Auch hier gleicht sich das

Vorgehen: Diktat der Konzern-

führung. „Wir ziehen das

durch.“

Telekomchef René Obermann

wurde in Kassel von den Be-

schäftigten mit eisigem Schwei-

gen empfangen und am Ende

der Kundgebung mit gellenden

Pfiffen verabschiedet.

Seine Beteuerungen, für alle

Fälle eine soziale Lösung zu

schaffen, Probleme zu mildern

und abzufedern, wurden mit

höhnischem Gelächter quittiert.

Wie geht es
weiter?

ver.di hat den Konzernvorstand

angeschrieben und aufgefor-

dert, das Konzept vom Tisch zu

nehmen und in Verhandlungen

zu treten. Dem Vorstand wurde

ein Verstoß gegen geltende

Vereinbarungen vorgeworfen.

In einer ersten Antwort von

Vorstandsmitglied Timotheus

Höttges ignoriert dieser die Vor-

würfe und lehnt Tarifgespräche

ab. Er verweist darauf, mit dem

GBR und den Betriebsräten Ver-

handlungen zu Interessensaus-

gleich (IA) und Sozialplan (SP)

führen zu wollen.

ver.di lässt nicht locker! ver.di

und die Betriebsräte werden

weiter die Rücknahme des Kon-

zeptes fordern, aber auch ein

Gegenkonzept erarbeiten und

in die IA/SP-Verhandlungen ein-

bringen.

Auch muss sich der Aufsichtsrat

der Deutschen Telekom Kun-

denservice GmbH mit dem

Konzept befassen. Ein entspre-

chender Antrag wurde durch

die Arbeitnehmerbank gestellt.

Gemeinsam mit der Politik ge-

hen die Auseinandersetzungen

mit diesem Konzept der Zumu-

tungen weiter. ver.di wird den

eingeschlagenen Weg des Pro-

testes mit Verbündeten inner-

halb und außerhalb des Kon-

zerns fortsetzen.

Wer glaubt, ein Unternehmen

gegen die Beschäftigten, die

Betriebsräte und ver.di zum Ser-

viceunternehmen Nummer eins

in Europa machen zu können,

der wird Opfer der eigenen

Ignoranz werden. Erfolg gibt es

nur mit den Beschäftigten und

nicht gegen sie!

Ado Wilhelm

ver.di, GBR und Betriebsräte erarbeiten als
Gegenmodell zu den Arbeitgeberplänen ein
„alternatives Konzept“. Ziel des Konzeptes ist
u.a. der Erhalt aller Standorte in den derzeiti-
gen Kommunen.

Ziel der Alternative soll sein, Nachteile für die Beschäftigten

(längere Fahrtzeiten, höhere Fahrtkosten) bei nicht vermeidbarer

Umorganisation so gering wie möglich zu halten und so optimal

wie möglich auszugleichen. Dies ist über eine deutliche

Reduktion der Standortschließungen, zeitliche Streckung ver-

schiedener Umorganisationsmaßnahmen sowie finanziellen

Ausgleich, Zeitzuschläge, über die Regelungen des derzeitigen

TV-Ratio hinaus, möglich.

Das Arbeitnehmerkonzept wird auch auf Produktivitätssteige-

rung durch verbesserte Arbeitsbedingungen, Arbeitsabläufe und

Arbeitseinsatzbedingungen zielen.

Kostenoptimierung soll aber verbunden werden mit wirklich so-

zialem Verhalten und beschäftigungsorientierter Strukturverant-

wortung.

Gegenkonzept von ver.di und Betriebsräten

Links: Demonstration in Hamburg: Statt Datenautobahn und Arbeit, die zu den Menschen kommt, sollen die Beschäftigten auf die Auto-
bahn und in die Züge, um künftig zu ihrer Arbeit zu kommen. Foto: ver.di. //
Mitte: Standorte begraben: Die Telekom will in 59 Call-Centern die Lichter ausmachen. Foto: ver.di. //
Rechts: Protest gegen die Kahlschlagpläne in der GBR-Sitzung in Düsseldorf. Foto (und Titelfoto): Dieter Dannenberg. //



Komm: Die Telekom will 39 Call-

Center-Standorte schließen. Was be-

deutet das für die Arbeitsplätze in

Bremen, aber auch bundesweit?

Jens Böhrnsen: Von einer

Schließung wären in Bremen knapp

200 Beschäftigte betroffen. Viele da-

von Frauen, viele davon Teilzeitbe-

schäftigte. Für sie ist das Angebot,

an anderer Stelle einen Arbeitsplatz

zu bekommen, keine Alternative.

Längere Fahrzeiten bedeuten effek-

tiv weniger Geld in der Tasche, län-

gere Arbeitszeiten, weniger Zeit für

die Familie. Für Bremens Arbeits-

markt und Wirtschaftsstandort wäre

der Verlust von diesen Arbeitsplät-

zen ein Schlag ins Kontor. Der Senat

setzt alle Kraft und auch finanzielle

Mittel mit Erfolg darauf, Arbeits-

plätze zu schaffen. Diese Bemühun-

gen sollen mit nicht begründbaren

Entscheidungen eines Konzerns zu-

nichte gemacht werden. Und das,

wo wir Arbeitsplätze für Frauen und

familiengerechte, teilzeitgeeignete

Arbeitsplätze so dringend benöti-

gen. So wie Bremen wird es auch

den anderen betroffenen Kommu-

nen gehen.

Komm: Die Telekom zieht sich im-

mer weiter vom Kunden zurück. Wie

erleben Sie das Dienstleistungsunter-

nehmen aus Kundensicht?

Jens Böhrnsen: Ich erlebe,

dass sich die Telekom in einer sich

selbst verstärkenden Abwärtsspirale

bewegt. Mit dem Argument, wegen

verloren gegangener Kunden Kosten

sparen zu müssen, werden Arbeits-

plätze abgebaut und Leistungen zu-

rückgefahren. Und der Erfolg: Noch

mehr Menschen wenden sich von

der Telekom ab. Darüber hinaus

habe ich den Eindruck, dass vor dem

Hintergrund der diversen Auslands-

aktivitäten der Inlandmarkt und da

insbesondere der Norden Deutsch-

lands arg aus dem Blick gerät. Kurz:

Die Telekom will offensichtlich nicht

wahrhaben, dass sie als ehemaliges

Staatsunternehmen mit dem Haupt-

anteilseigner Staat noch eine Struk-

turverantwortung besitzt.

Komm: Sie haben eine politische

Initiative gegen die Schließung der

Call-Center ergriffen. Was passiert

da konkret?

Jens Böhrnsen: Ich habe mich

an die Bürgermeister der ebenfalls

von der Schließung betroffenen

Standorte gewandt und angeregt,

dass man zusammen gegen diese

Pläne vorgeht. Die Reaktion auf

diese Initiative war überwältigend

positiv. Mit dieser Rückmeldung im

Rücken werde ich eine Initiative im

Städtetag anstoßen, damit wir ge-

meinsam gegen die Pläne vorgehen

können. Denn auch das muss denje-

nigen klar sein, die meinen, sie wä-

ren noch einmal davon gekommen:

Sie können bei einer nächsten

Runde mit dabei sein.

Komm: Was erwarten sie jetzt von

der Bundesregierung als Anteilseig-

ner?

Jens Böhrnsen: Die Bundes-

regierung muss sich in die Debatte

einschalten. Man muss sich einmal

vor Augen führen: Sollten die Pläne

Realität werden, wären vier Bundes-

länder in diesem Bereich von der Te-

lekom geräumt. Die Bundesregie-

rung als wesentlicher Eigentümer

muss verlangen, dass die jetzigen

Pläne vom Tisch kommen. Die Ver-

antwortlichen in der Telekom müs-

sen mit den betroffenen Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern und ihren

Interessenvertretern in Gewerkschaft

und Betriebsräten, aber auch mit

den politisch Verantwortlichen in

den Standorten in den Dialog treten.

Komm: Vielen Dank für dieses Ge-

spräch.

Das Interview führte Marion Lühring.
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Interview mit Bremens Bürgermeister Jens Böhrnsen

Gemeinsam für
die Arbeitsplätze kämpfen

Jens Böhrnsen, Präsident des Senats

der Freien Hansestadt Bremen.

Foto ver.di:
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Unter dem Arbeitstitel „Gemeinsam

für die Technik von morgen“ werden

schon wieder Beschäftigte bei der

Deutschen Telekom AG

(DTAG) mit massiven Ein-

griffen in die bestehen-

den Entgelt- und Arbeits-

bedingungen bedroht.

Die DTAG will die Tech-

nikzentren und damit

6.000 Beschäftigte in die

Deutsche Telekom Netz-

produktions GmbH

(DTNP) verlagern. Diese

Verlagerung wird offen-

sichtlich wieder mit dem

Ziel verfolgt, die zur Zeit

bei der DTAG geltenden

Arbeits- und Entgeltbedingungen

für die betroffenen Beschäftigten

mit einem Schlag abzulösen. Das

ist Tarifflucht.

Tarifverhandlungen
gefordert

ver.di hat die Pläne der DTAG mas-

siv verurteilt und zurückgewiesen.

Um die Beschäftigten vor mögli-

chen Folgen zu schützen, hat ver.di

die DTAG und DTNP zu separaten

Tarifverhandlungen aufgefordert.

Ziel der Verhandlungen mit der

DTAG ist es, die mit der beabsich-

tigten Verlagerung eintretenden

Folgen abzumildern. Ziel der Ver-

handlungen mit der DTNP ist es,

die bei der DTAG bestehenden

Arbeits- und Entgeltbedingungen

in der neuen Gesellschaft abzusi-

chern.

Telekom
„Beruhigungs-
pillen“?

In mündlichen Verlaut-

barungen versucht die

Telekom die Beschäf-

tigten zu beschwichti-

gen und die beabsich-

tigten Eingriffe

herunterzuspielen. Der

Kommunikation im

Konzern ist bei Redak-

tionsschluss der

„Komm“ zu entnehmen, dass die

Telekom angeblich erste Schritte zur

Abmilderung ihrer Tariffluchtabsich-

ten in Aussicht stellt. Doch nach

dem Motto „erst vor das Schienbein

treten und danach die Schmerzen

kleinreden“ wird das nicht gehen.

ver.di erwartet, dass die Telekom die

von der Gewerkschaft geforderten

Tarifverhandlungen zügig aufnimmt.

Erst dann lässt sich klären, ob und

wie die Beschäftigten vor den unso-

zialen Tariffluchtabsichten konkret

geschützt werden und ob die signali-

sierten „Abmilderungsschritte“ der

Telekom Substanz haben oder leere

Versprechungen sind.

Jürgen Richter

Telekom will ausgliedern

ver.di fordert
Tarifverhandlungen

Die Telekom will ihre Netz-Center zu einer Tochtergesell-
schaft ausgliedern, bei der ein schlechterer Gehaltstarif
gilt. Ziel ist es offensichtlich, die Löhne zu senken und die
Arbeitszeit zu verlängern. Von der Ausgliederung sind
rund 6.000 Beschäftigte betroffen. „Ein Unternehmen, das
die eigenen Beschäftigten zu Gegnern macht, wird die
Kundenabwanderung nicht stoppen“, kritisierte ver.di-
Vorstandsmitglied Lothar Schröder die Pläne der Telekom.

Die DTAG will nicht

nur ihre Call-Center

umbauen, sie will

auch die Technikzen-

tren verlagern und

6.000 Beschäftigte in

die Deutsche Telekom

Netzproduktions

GmbH (DTNP) verla-

gern. In Berlin de-

monstrierten über 800

Beschäftigte gegen

die Pläne der Telekom

Call-Center-Standorte

zu schließen.

Foto: ver.di

6.000

Beschäftigte

sind

betroffen!
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Die Geschäftsführung von Kabel

Deutschland begründet Kostendruck

und Konkurrenz als Gründe für den

Personalabbau. Dies ist aus ver.di-

Sicht nicht nachvollziehbar, denn

gleichzeitig macht Kabel Millionen-

gewinne (1,7 Millionen Euro im 1.

Quartal des Geschäftsjahres

2008/2009). Bekannt wurde auch,

dass das Unternehmen darüber hi-

naus in weiteren Bereichen zusätz-

lich die Vergabe von Aufträgen an

Fremdfirmen plant (Teiloutsourcing)

und damit weitere Arbeitsplätze be-

droht sind. Dies hätte Auswirkungen

auf die Beschäftigten im gesamten

Unternehmen.

Aus Sicht des Konzernbetriebsrates

besteht die Gefahr, dass die Ge-

schäftsführung die Zerschlagung des

Konzerns vorbereitet und durch ihre

Maßnahmen versucht „die Braut

schön zu machen.“

ver.di wird sich gemeinsam mit den

betroffenen Beschäftigten gegen die

Arbeitsplatzvernichtung wehren.

ver.di will sichere und zukunftsfähige

Arbeitsplätze erhalten. Darüber kann

Kabel mit ver.di verhandeln.

Joachim Pütz

Kabel Deutschland

Arbeitsplätze in Gefahr
Die Geschäftsführung des Kabelnetzbetreibers Kabel Deutschland hat An-
fang September die Vernichtung von 300 Arbeitsplätzen im Bereich Technical
Operations bekannt gegeben und dabei Kündigungen nicht ausgeschlossen.

Eine starke Unterstützung bekommen

die Auszubildendenvertretungen (AV)

durch ver.di. Beispielsweise wurde

zwischen ver.di und der Telekom die

Ausbildungsquote tarifvertraglich

festgelegt, so dass 3.800 neue Aus-

zubildende im September 2008 ein-

gestellt wurden. Insgesamt sind die

AV für rund 12.000 Auszubildende

zuständig. Sie kümmern sich um die

Qualität der Ausbildung, Fragen bei

der Ausbildungszeit, dem Urlaub, der

Vergütung und sie setzen sich für

Übernahmen ein. Eine enge Zusam-

menarbeit gibt es mit der ver.di-

Jugend, beispielsweise um bessere

Bedingungen in der Ausbildung zu

erreichen, Tarifverträge abzuschließen

und die Zahl der neu einzustellenden

Auszubildenden zu verhandeln.

Im gemeinsamen Positionspapier

zwischen der Telekom und ver.di

bekennt sich das Unternehmen zu

einer Ausbildung in der Fläche und

zum Erhalt der dezentralen Struktur

von Berufsbildungszentren und Lern-

werkstätten.

Um gute Ausbildungsbedingungen zu

erreichen, sind auch künftig starke AV

nötig. Deshalb die ver.di-Kandidatin-

nen und Kanditaten wählen und die

eigenen Interessen für die nächsten

zwei Jahre gut vertreten wissen.

Sven Weiger

Auszubildendenvertretungen

Im November wird gewählt
Vom 10. bis 14. November 2008 wählen die
Jugendlichen ihre Auszubildendenvertretung.

… zur Vernichtung von Beschäfti-

gungsmöglichkeiten für schwerbehin-

derte Menschen bei der Deutschen

Telekom Kundenservice (DTKS). Das

sagen die Schwerbehindertenvertre-

tungen und Gesamtschwerbehinder-

tenvertretung der Telekom Group

Headquarters and Shared Services in

einer Solidaritätserklärung vom 2.

September 2008 in Bad Honnef. Ja

sagen sie zur Verpflichtung des

Arbeitgebers, schwerbehinderte Men-

schen bei der DTKS behindertenge-

recht zu beschäftigen. Die Unterzeich-

ner (v.l.n.r.): Ingo Jungen (GSchwbV

GHS), Beate Behr (TelekomTraining),

Birgit Noll (GSchwbV GHS), Carsten

Kramar (Konzernzentrale), Peter Klei-

neberg (Vivento), Ines Wötzold (Per-

sonalservice Telekom) und Uwe Götz

(Group Building Services).

Foto: Ute Heuser

Telekom Kundenservice Nein…


